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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen 
Gründen in Gebieten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 
- Drucksache 2637 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesamtdeutsche und 

Berliner Fragen 
(35. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaß- 
nahmen für Personen, die aus politischen 
Gründen in Gebieten außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland und Berlins (West) in 
Gewahrsam genommen wurden 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Per- 
sonen, die aus politischen Gründen in Gebie- 
ten außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlins (West) in Gewahrsam ge- 
nommen wurden, vom 6. August 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 498) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. Die Gesetzesüberschrift wird wie folgt er- 
gänzt: 

Hinter die Worte „in Gewahrsam genom- 
men wurden“ wird eingefügt „(Häftlings- 
hilfegesetz — HHG)“. 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaß- 
nahmen für Personen, die aus politischen 
Gründen in Gebieten außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland und Berlins (West) in 
Gewahrsam genommen wurden 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Per- 
sonen, die aus politischen Gründen in Gebie- 
ten außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlins (West) in Gewahrsam ge- 
nommen wurden, vom 6. August 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 498) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. unverändert 
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Entwurf 

2. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 


a) Vor die Worte „Leistungen nach Maß- 
gabe“ wird gesetzt „(1)“. 


b) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte 
„sofern diese sich noch in Gewahrsam 
befinden,“ gestrichen. 

c) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte 
„sofern diese infolge einer im Gewahr- 
sam erlittenen Schädigung verstorben 
sind,“ gestrichen. 

d) Statt der Worte „am Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes in seinem Gel- 
tungsbereich haben“ wird gesetzt „am 
10. August 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatten“. 

e) Hinter die Worte „im Wege der Fami- 
lienzusammenführung“ wird eingefügt 
„begründet haben oder“. 

f) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Wurde oder wird eine in § 1 
Abs. 1 Nr. 1 genannte Person in ein 
ausländisches Staatsgebiet verbracht, so 
gilt die gesamte Zeit, während der sie 
an ihrer Rückkehr gehindert war oder 
ist, als Gewahrsam.“ 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 
2. § 1 erhält folgende Fassung: 

41 

Personenkreis 

(1) Leistungen nach Maßgabe der fol- 
genden Vorschriften erhalten 

1 . deutsche Staatsangehörige und deutsche 
Volkszugehörige, die nach dem 8. Mai 
1945 in der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder im sowjetisch besetzten Sek- 
tor von Berlin oder in den in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundes vertriebenengesetzes 
genannten Gebieten aus politischen und 
nach freiheitlich-demokratischer Auf- 
fassung von ihnen nicht zu vertreten- 
den Gründen in Gewahrsam genom- 
men wurden, 

2. Angehörige der in Nr. 1 genannten 
Personen, 

3. Hinterbliebene der in Nr. 1 genannten 
Personen, 

wenn diese Personen ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt am 10. August 
1955 im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hatten oder nach diesem Zeitpunkt unter 
den Voraussetzungen des § 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes oder als Aussiedler 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bun- 
des vertriebenengesetzes oder im Wege der 
Familienzusammenführung begründet ha- 
ben oder begründen. 


(2) Gewahrsam im Sinne des Absatzes 
1 ist ein Festgehaltenwerden auf engbe- 
grenztem Raum unter dauernder Bewa- 
chung. Wurde oder wird eine in Absatz 1 
Nr. 1 genannte Person gegen ihren Wil- 
len in ein ausländisches Staatsgebiet ver- 
bracht, so gilt die gesamte Zeit, während 
der sie an ihrer Rückkehr gehindert war 
oder ist, als Gewahrsam. 

(3) Eine lagermäßige Unterbringung 
als Folge von Arbeitsverpflichtungen oder 
zum Zwecke des Abtransports von Ver- 
triebenen oder Aussiedlern gilt nicht als 
Gewahrsam im Sinne dieses Gesetzes. 

(4) Als Familienzusammenführung im 
Sinne des Absatzes 1 gilt nur die Zusam- 
menführung der in § 94 Abs. 2 des Bun- 
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Entwurf 


3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird hinter „in § 1“ ein- 
gefügt „Abs. 1*. 

b) In Absatz 3 wird statt der Einklam- 
merung „(§ 1 Nr. 1)“ gesetzt „(§ 1 
Abs. 1 Nr. 1)“. 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

Statt „§ 1 Nr. 1* wird gesetzt „§ 1 Abs. 1 
Nr. 1“. 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Statt „§ 1 Nr. 1“ wird gesetzt „§ 1 
Abs. 1 Nr. 1". 

b) Die Worte „in der jeweils geltenden 
Fassung“ werden gestrichen. 

6. § 6 wird wie folgt ergänzt: 

Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Bei der Feststellung der Eltern- 
rente sind auch die Kinder zu berücksich- 
tigen, die an den Folgen einer nach dem 
Bundesversorgungsgesetz anzuerkennen- 
den Schädigung gestorben oder verschol- 
len sind. Besteht ein Anspruch auf Eltern- 
rente unmittelbar nach den Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes, so wird 
sie nach diesem Gesetz nicht gewährt.“ 

7. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

Statt „vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes“ wird gesetzt „vor dem 10. August 
1955“. 

8. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Statt „§ 1 Nr. 1“ wird gesetzt „§ 1 
Abs. 1 Nr. 1“. 

b) Die Worte „in der jeweils geltenden 
Fassung“ werden gestrichen. 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 

desvertriebenengesetzes genannten Perso- 
nen.“ 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird statt „§ 1 Nr. 1“ ge- 
setzt „§ 1 Abs. 1 Nr. 1“. Die Worte 
„in der jeweils geltenden Fassung“ 
werden gestrichen. 

b) In Absatz 2 wird statt des Wortes 
„bewendet“ gesetzt „verbleibt“. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Unterhaltsbeihilfe nach Ab- 
satz 1 wird neben Dienstbezügen oder 
Ruhegehalt gemäß § 11a Abs. 1 oder 
3 des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des Öffent- 
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Entwurf 


9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 und in Absatz 2 wird statt 
4 1 Nr. 1“ gesetzt „% 1 Abs. 1 Nr. 1“. 

b) In Absatz 1 wird statt der Worte „nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes“ ge- 
setzt „nach dem 9. August 1955“. 

c) In Absatz 3 wird statt der Worte „vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes“ ge- 
setzt „vor dem 10. August 1955“. 

10. Folgender § 9 a wird eingefügt: 

4 9 a 
Beihilfen 

(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 
die nach dem 31. Dezember 1946 langer 
als zwölf Monate in Gewahrsam gehalten 
wurden und ihren ständigen Aufenthalt 
am 10. August 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatten oder ihn nach die- 
sem Zeitpunkt innerhalb von sechs Mo- 
naten nach der Entlassung aus dem Ge- 
wahrsam genommen haben oder nehmen, 
können nach Maßgabe der im Bundes- 
haushalt hierfür vorgesehenen Mittel ein- 
malige Beihilfen erhalten. Bei der Gewäh- 
rung der Beihilfen ist die Dauer der Haft 
und die wirtschaftliche Lage des Antrag- 
stellers zu berücksichtigen . 


(2) Die Richtlinien für die Gewährung 
der Beihilfen erläßt der Bundesminister 
für Vertriebene y Flüchtlinge und Kriegs - 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 

liehen Dienstes oder neben Dienstbe- 
zügen gemäß § 37 b Abs. 1, 3 oder 4 
oder Ruhegehalt gemäß §§ 37c, 48 
Absatz 2 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen nur insoweit gezahlt, als sie 
die Dienstbezüge oder das Ruhegehalt 
übersteigt.“ 

9. unverändert 


10. Folgender § 9 a wird eingefügt: 

4 9 a 

Anwendung der Vorschriften des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 

(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 
die nach dem 31. Dezember 1946 länger 
als zwölf Monate in Gewahrsam gehalten 
wurden und ihren ständigen Aufenthalt 
am 10. August 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatten oder ihn nach die- 
sem Zeitpunkt innerhalb von sechs Mo- 
naten nach der Entlassung aus dem Ge- 
wahrsam genommen haben oder nehmen, 
erhalten auf Antrag in entsprechender 
Anwendung des § 3 Abs. 1 und 3, der 
§§ 5, 6, 7, 11 und 27 sowie der §§ 28 bis 
43 des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes die dort vorgesehenen Leistun- 
gen. 

(2) Leistungen, die nach den Richt- 
linien für die Gewährung von Beihilfen 
an ehemalige politische Häftlinge aus der 
sowjetischen Besatzungszone und ihr 
gleichgestellten Gebieten vom 9. Novem- 
ber 1955 (Bundesanzeiger Nr. 229 vom 
26. November 1955) bewilligt worden 
sind oder werden, sind auf die nach Ab- 
satz 1 zu gewährenden entsprechenden 
Leistungen anzurechnen. 

(3) Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates den Zeitpunkt 
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Entwurf 

geschädigte im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen“ 


11. § 10 wird wie folgt geändert und ergänzt: 


a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Nachweis darüber, daß die 
Voraussetzungen entweder des § 1 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 

und die Reihenfolge der Auszahlung der 
Leistung, auf die nach Absatz 1 in entspre- 
chender Anwendung der dort genannten 
Vorschriften des Abschnitts I des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes ein An- 
spruch besteht, nach den Gesichtspunkten 
der sozialen Dringlichkeit zu bestim- 
men.“ 

11. § 10 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Gewährung der Vergün- 
stigungen nach § 9 sind die mit der 
Durchführung der Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes jeweils befaßten 
Behörden und Stellen zuständig. Für 
Leistungen nach §9a Abs. 1, die in ent- 
sprechender Anwendung der dort ge- 
nannten Vorschriften des Abschnitts I 
des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes gewährt werden, sind die 
Behörden zuständig, die in den Län- 
dern bestimmt worden sind, Leistun- 
gen nach den Richtlinien für die Ge- 
währung von Beihilfen an ehema- 
lige politische Häftlinge aus der so- 
wjetischen Besatzungszone und ihr 
gleichgestellten Gebieten vom 9. No- 
vember 1955 (Bundesanzeiger Nr. 229 
vom 26. November 1955) zu bewil- 
ligen. Für Leistungen nach § 9 a Abs. 
1, die in entsprechender Anwendung 
der dort genannten Vorschriften des 
Abschnitts II des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes gewährt wer- 
den, sind die mit der Durchführung 
dieser Vorschriften des Kriegsgefan- 
genenentschädigungsgesetzes jeweils 
befaßten Behörden und Stellen zu- 
ständig. Die für diese Behörden und 
Stellen maßgebenden Bestimmungen 
für das Verwaltungsverfahren gelten 
entsprechend.“ 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Über öffentlich-rechtliche Streitig- 
keiten bei der Anwendung des § 9 a 
entscheiden die allgemeinen Verwal- 
tungsgerichte.“ 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Nachweis darüber, daß die 
Voraussetzungen entweder des § 1 
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Entwurf 

Abs. 1 oder der §§ 1 Abs. 1 und 9 
Abs. 1 vorliegen und daß Ausschlie- 
ßungsgründe nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 weder gegeben noch gemäß § 2 
Abs. 3 wirksam sind, ist durch eine Be- 
scheinigung zu erbringen. Bescheini- 
gungen, die für die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 genannten Personen ausgestellt 
werden, sind kein Nachweis dafür, daß 
die Inhaber auch im Sinne des Bundes- 
versorgungsgesetzes oder des Unter- 
haltsbeihilfegesetzes Angehörige oder 
Hinterbliebene sind.“ 

b) Folgende Absätze 5 und 6 werden an- 
gefügt: 

„(5) Die für die Ausstellung der Be- 
scheinigung zuständige Behörde erhebt 
von Amts wegen die erforderlichen Be- 
weise. Wenn sie zur Feststellung des 
vom Antragsteller angegebenen Ge- 
wahrsams und bei der Prüfung, ob 
Ausschließungsgründe nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 vorliegen oder solche nach 
§ 2 Abs. 3 wirksam sind, die eid- 
liche Vernehmung eines Zeugen oder 
eines Sachverständigen für geboten er- 
achtet, so ist das Amtsgericht, in des- 
sen Bezirk der Zeuge oder Sachverstän- 
dige seinen Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt hat, um die eidliche Ver- 
nehmung zu ersuchen. Die Vorschrif- 
ten des Gerichtsverfassungsgesetzes und 
der Zivilprozeßordnung sind sinnge- 
mäß anzuwenden. Die Beeidigung des 
Zeugen oder Sachverständigen liegt im 
Ermessen des Amtsgerichts. Dieses ent- 
scheidet auch über die Rechtmäßigkeit 
einer Verweigerung des Zeugnisses, des 
Gutachtens oder der Eidesleistung; die 
Entscheidung kann nicht angefochten 
werden. Im übrigen sind die Vorschrif- 
ten der §§ 16, 17, 18 und 20 des Bun- 
desvertriebenengesetzes entsprechend 
anzuwenden. 


(6) Wird die Bescheinigung eingezo- 
gen oder für ungültig erklärt, so sind 
die Leistungen nach diesem Gesetz ein- 
zustellen.“ 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 

Abs. 1 oder der §§ 1 Abs. 1 und 9 
Abs. 1 vorliegen und daß Ausschlie- 
ßungsgründe nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 weder gegeben noch gemäß § 2 
Abs. 3 wirksam sind, ist durch eine 
Bescheinigung zu erbringen. Beschei- 
nigungen, die für die in § 1 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 genannten Personen aus- 
gestellt werden, sind kein Nachweis 
dafür, daß Ansprüche nach §§ 4, 5 und 
8 dieses Gesetzes bestehen.“ 


d) Folgende Absätze 5 und 6 werden an- 
gefügt: 

„(5) Die für die Ausstellung der Be- 
scheinigung zuständige Behörde er- 
hebt von Amts wegen die erforder- 
lichen Beweise. Hierbei ist die Ent- 
gegennahme eidesstattlicher Versiche- 
rungen unzulässig und die eidliche Ver- 
nehmung des Antragstellers ausge- 
schlossen. Wenn sie zur Feststellung 
des vom Antragsteller angegebenen 
Gewahrsams und bei der Prüfung, ob 
Ausschließungsgründe nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 vorliegen oder solche 
nach § 2 Abs. 3 wirksam sind, die eid- 
liche Vernehmung eines Zeugen oder 
eines Sachverständigen für geboten er- 
achtet, so ist das Amtsgericht, in des- 
sen Bezirk der Zeuge oder Sachver- 
ständige seinen Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt hat, um die eidliche 
Vernehmung zu ersuchen. Die Vor- 
schriften des Gerichtsverfassungsge- 
setzes und der Zivilprozeßordnung 
sind sinngemäß anzuwenden. Die Be- 
eidigung des Zeugen oder Sachver- 
ständigen liegt im Ermessen des Amts- 
gerichts. Dieses entscheidet auch über 
die Rechtmäßigkeit einer Verweige- 
rung des Zeugnisses, des Gutachtens 
oder der Eidesleistung; die Entschei- 
dung kann nicht angefochten werden. 
Im übrigen sind die Vorschriften der 
§§ 16, 17, 18 und 20 des Bundesver- 
triebenengesetzes entsprechend anzu- 
wenden. 

(6) unverändert 



Entwurf 


Beschlüsse des 3 5. Ausschusses 


12. § 13 wird wie folgt geändert: 

Statt „§ 1 Nr. 1“ wird gesetzt „§ 1 Abs. 1 
Nr. 1*. 


Artikel II 

Für Berechtigte, die Ansprüche nach Artikel 
1 Nr. 2 Buchstabe f geltend machen können, 
beginnt die in § 7 des Häftlingshilfegesetzes 
vom 6. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 498) 
genannte Frist mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, sofern sie sich zu diesem Zeitpunkt 
bereits in seinem Geltungsbereich befunden 
haben. 


11a. § 12 wird wie folgt geändert und er 
gänzt: 


4 12 

Härteausgleich 

Die zuständige oberste Landesbehörde 
kann im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte zur Vermeidung 
unbilliger Härten in Einzelfällen Maß- 
nahmen nach diesem Gesetz ganz oder 
teilweise zulassen, insbesondere bei Über- 
schreitung der in § 9a Abs. 1 vorgesehe- 
nen Frist.“ 


12. unverändert 


Artikel II 

Für Berechtigte, die Ansprüche nach Ar- 
tikel I Nr. 2 § 1 Abs. 2 Satz 2 geltend 
machen können, beginnt die in § 7 des Häft- 
lingshilf egesetzes vom 6. August 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 498) genannte Frist mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, sofern sie sich 
zu diesem Zeitpunkt bereits in seinem Gel- 
tungsbereich befunden haben. 


Artikel III 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes in der neuen Fas- 
sung bekanntzugeben, die sich aus den in Ar- 
tikel I genannten Änderungen und Ergän- 
zungen ergibt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Artikel III 
unverändert 


Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel V 
unverändert 
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